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Stellungnahme der Gewerkschaft der Polizei (GdP) – Bezirksgruppe Zoll  

zum Entwurf eines ersten Gesetzes der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP  

zur effektiven Durchsetzung von Sanktionen  

(Sanktionsdurchsetzungsgesetz I) (BT-Drucksache 20/1740) 

und zum Antrag der CDU/CSU-Fraktion 

Schnelle und durchgreifende Reaktionen des Rechtsstaates auf den Angriffskrieg Russlands 

ermöglichen (BT-Drucksache 20/1726) 

Öffentliche Anhörung im Finanzausschuss des Deutschen Bundestages am 16.05.2022 

Anlage: PDF mit dem GdP-Entwurf zur Neufassung des Zollfahndungsdienstgesetzes 

 

Sehr geehrte Abgeordnete, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
aufgrund der Kürze der Einbringung des in Rede stehenden Gesetzentwurfs beschränken sich die 
Anmerkungen der Gewerkschaft der Polizei – Bezirksgruppe Zoll – im Bezirk Bundespolizei I Zoll in der 
Stellungnahme zum vorliegenden Gesetzentwurf auf einige wesentliche und grundsätzliche Aspekte.  
 
Die im Entwurf vorgelegte gesetzliche Regelung zur zukünftigen Möglichkeit zur Durchführung 
präventiver Finanzermittlungen zum Aufspüren und zur Sicherung von Geldern und wirtschaftlichen 
Ressourcen wird grundsätzlich und ausdrücklich begrüßt und als prinzipiell notwendig erachtet. In 
Deutschland fehlt es bisher an den gesetzlichen Grundlagen zum gezielten Aufspüren von kriminellem 
und sanktioniertem Vermögen sowie Vermögen ungeklärter Herkunft in behördlichen 
Verwaltungsverfahren. Darauf weist die GdP bereits seit langer Zeit hin.   
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Folgende Regelungen im vorliegenden Gesetzentwurf sind aus Sicht der GdP jedoch zu beanstanden: 
 
1. 
Präventive Finanzermittlungen und die Sicherung von Vermögen müssen deutlich umfassender sein  
 
Die nunmehr angedachten Regelungen im Artikel 1 des Entwurfs zur Erweiterung des 
Außenwirtschaftsgesetzes (AWG) um die §§ 9a bis 9d regeln nun und leider nur im 
Außenwirtschaftsrecht die Befugnisse zur Ermittlung und Sicherung von Vermögenswerten.  
Damit sind die Befugnisse auf außenwirtschaftsrechtliche Sachverhalte beschränkt, zu denen in der Tat 
auch die Sanktionen zählen. In der Folge darf dann aber nur im Rahmen der Sanktionsdurchsetzung oder 
der Durchsetzung von Embargomaßnahmen nach entsprechendem Vermögen gesucht werden, nicht 
aber aus den anderen oben genannten Gründen (Kriminalitätsbekämpfung), was jedoch aus Sicht der 
GdP dringend angezeigt ist. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass die Erkenntnisse für andere 
Tatbestände verwertet werden dürfen. Anlass ist immer nur ein Sachverhalt aus dem 
Außenwirtschaftsrecht. Deutschland braucht jedoch zeitnah Regelungen, dass umfassend in 
behördlichen Verwaltungsverfahren und nicht nur im Strafverfahren nach kriminellen Vermögen und 
Vermögen ungeklärter Herkunft gefahndet werden darf.  
 
Das Aufspüren und die Sicherung solcher kriminellen Vermögen und Vermögen ungeklärter Herkunft ist 
ein wirksames Instrument gegen die Organisierte Kriminalität, die Geldwäsche, Steuerhinterziehungen 
und auch gegen die Terrorismusfinanzierung. Solche präventiven Finanzermittlungen – wie hier im 
Entwurf vorgesehen – ausschließlich bei der Suche und Sicherung von sanktioniertem Vermögen 
zuzulassen, ist deutlich zu kurz gesprungen. Insofern ist diese gesetzliche Regelung hier unnötig auf 
außenwirtschaftsrechtliche Sachverhalte beschränkt und folglich auch im falschen Gesetz geregelt.  
 
Solche Maßnahmen zum Aufspüren und zur Sicherung von suspekten Vermögen müssen in einen 
wesentlich umfassenderen Kontext gestellt und eben nicht auf Sanktionen beschränkt werden. 
 
Folgt man grundsätzlich dem Gedanken, dass das Aufspüren und die Sicherung von Vermögen auch in 
anderen Zusammenhängen erforderlich ist, wäre es rechtlich undurchsichtig, wenn solche Befugnisse 
sich in einer Art Patchworkgesetzgebung in verschiedenen Gesetzen mit im Zweifel noch 
unterschiedlichen Formulierungen wiederfinden würden, statt umfassend in einer generellen und 
eindeutigen gesetzlichen Regelung verankert zu werden, die mit einer konkreten 
Verantwortungszuweisung auf eine Behörde verbunden ist, die zum Aufspüren krimineller und 
sanktionierter Vermögen sowie Vermögen ungeklärter Herkunft auch im Verwaltungsverfahren berufen 
ist.  
 
2.  
Sanktionen müssen Sanktionierte auch empfindlich treffen, um die gewünschte Wirkung zu erzielen 
 
Das Sanktionsdurchsetzungsgesetz führt mit den unter 1. bereits erwähnten neuen §§ 9a bis 9d im 
Ergebnis nicht zu einem ausdrücklichen Nutzungsverbot des Vermögens, soweit es sich um bewegliche 
und unbewegliche Vermögensgegenstände handelt. Das in der Sanktionsverordnung verhängte 
Einfrieren wirkt zwar immer ipso iure, führt aber in der Realität zu unterschiedlichen Rechtsfolgen. 
Während Vermögen auf Konten (Geldkonten etc.) unmittelbar eingefroren sind und damit jegliche 
Nutzung der Vermögen ausgeschlossen ist, können eingefrorene bewegliche und unbewegliche 
Vermögensgegenstände (Immobilien, Yachten, Autos etc.) weiter genutzt werden. Schon das ist 
zumindest ein fragwürdiger Zustand mit unterschiedlich empfindlichen Rechtsfolgen für die 



 

 

Sanktionsadressaten. Insofern ist die Rechtsfolge einer Sanktion, die bewegliche und unbewegliche 
Vermögensgegenstände nur einfriert, für den Sanktionierten nicht wirklich oder nur mäßig spürbar.  
 
Eine Regelung, wie sie im italienischen Decreto Legislativo Nr. 109 aus 2007 vorgesehen ist, die die 
Sicherstellung bzw. Beschlagnahme derartiger Vermögen erlaubt, fehlt in Deutschland nach wie 
vor. Hier kann die Guardia di Finanza (italienische Finanzpolizei) offensichtlich weitergehende 
Maßnahmen zur Nutzungsunterbindung treffen als deutsche Behörden. 
 
3. 
Die Durchsetzung von Sanktionen sollte ausnahmslos in der Verantwortung des Bundes liegen 
 
Die im Artikel 1 des Entwurfs zur Erweiterung des Außenwirtschaftsgesetzes (AWG) eingeführte neue 
Regelung im neuen Absatz 2a des § 13 regelt Zuständigkeiten. Dort ist zukünftig vorgesehen, dass 
Zuständigkeiten zum Erlass von Verwaltungsakten aus dem Außenwirtschaftsrecht und deren 
Durchsetzung auf die Länder übertragen werden, wenn der Bund nicht eine ausdrückliche Zuständigkeit 
des Bundes in einem Gesetz regelt.  
 
Verwaltungsmaßnahmen aus dem Außenwirtschaftsrecht, insbesondere Sanktions- oder 
Embargomaßnahmen, finden in der Regel in einer äußerst sensiblen und auch heiklen außenpolitischen 
Lage statt – aktuell vor dem Hintergrund eines völkerrechtswidrigen Krieges vor den Toren der 
Europäischen Union, der von Russland gegen die Ukraine geführt wird.  
 
Die GdP empfiehlt, dass derart sensible Aufgaben aus dem Außenwirtschaftsrecht in eigener 
Verantwortung des Bundes verbleiben und damit auch in der Zuständigkeit von unmittelbaren 
Bundesbehörden durchzuführen sind, die einer direkten Weisung durch die Bundesregierung und deren 
oberste Bundesbehörden unterliegen. Sanktionsbedingte Verwaltungsakte und deren ggf. nötige 
zwangsweise Durchsetzung sind oftmals von besonderem öffentlichem Interesse, werden dabei auch 
von ausländischen Regierungen und Medien genau beobachtet und nicht selten in den besonderen 
Kontext der jeweiligen außenpolitischen Lage gestellt. Bedeutend ist hier in besonderem Maße die 
Verantwortung des Bundes. Diese Verantwortung kann und sollte nicht einfach auf die 
Behördenleitungen von Landesbehörden übertragen werden, die zudem in ihrem Tun oder Lassen 
lediglich ihrer jeweiligen Landesregierung gegenüber verantwortlich sind, nicht aber gegenüber dem 
Bund und der außenpolitisch verantwortlichen Bundesregierung.  
 
Eine derart sensible behördliche Aufgabe mit außenpolitischen Wechselwirkungen aus der 
unmittelbaren und damit auch direkt zu steuernden Verantwortlichkeit des Bundes an Behörden der 
Länder zu übertragen, halten wir aus den vorgenannten Gründen für äußerst bedenklich und untunlich.  
 
Die Aufgabe der Durchsetzung von Sanktionen ist erfahrungsgemäß auch keine Dauerlast für die 
Behörden. Solche verwaltungsseitigen Anforderungen finden eher selten und kaum planbar statt und 
unterliegen stark den aktuellen politischen Entwicklungen. Sie stellen in der Regel eine 
Ausnahmesituation für die mit dieser Aufgabe zu betrauenden Behörden dar. Von daher ist eine 
regelmäßige personelle Bevorratung von Personal nicht angezeigt. Vielmehr müssen im Bedarfsfall 
erfahrene und ausgerüstete Behörden für diese Aufgabe aktiviert werden. 
 
Hinsichtlich der Maßnahmen i.Z.m. Geld- und Wertpapierkonten etc. erscheint die Zuständigkeit der 
Bundesbank und der BaFin aus Sicht der GdP sinnvoll und angezeigt. Ebenso kann die Zentralstelle für 
Finanztransaktionsuntersuchungen bzw. die Financial Intelligence Unit (FIU) bei der Durchsetzung von 
Sanktionen wertvolle Hinweise und Hilfen an die Behörden geben, die die Maßnahmen durchsetzen 



 

 

müssen. Bundesbank, BaFin und FIU können darüber hinaus spezielle Maßnahmen – ggf. durch 
Auswertung und Analyse von verfügbaren Daten – durchführen, die mögliche Hinweise auf die Tarnung 
oder Verschiebung von Vermögen sanktionierter Personen, Gesellschaften etc. geben.  
 
 
Mit der konkreten und operativen Durchsetzung der Sanktionen bei beweglichen und unbeweglichen 
Vermögensgegenständen sollten nach Auffassung der GdP jedoch solche Bundesbehörden beauftragt 
werden, die  
 

a) die nötige Erfahrung bei der zwangsweisen Durchsetzung von Verwaltungsakten haben, 
b) Erfahrungen i.Z.m. Finanz- und Vermögensermittlungen oder mit Durchsuchungen haben, 
c) zu einem der beiden verantwortlichen Ressorts im Bund (BMF und BMWK) gehören  

und  
d) schnell und kompetent aufgrund ihrer Präsenz in der Fläche handlungsfähig sind. 

 
Im Hinblick auf das schnelle und gezielte Auffinden und die Sicherung beweglicher und unbeweglicher 
Vermögensgegenstände bietet sich aus Sicht der GdP hier vor allem der Zoll im für Sanktionen auch 
zuständigen Ressort des BMF an. Der Zoll verfügt – insbesondere im Zollfahndungsdienst – über die 
nötigen Erfahrungen bei den erforderlichen Finanz- und Vermögensermittlungen sowie bei der 
Sicherung von Vermögen. Ferner verfügt er mit seinen Vollzugsbeamtinnen und -beamten des Bundes 
(§§ 6 und 9 UZwG) als polizeiliche Vollzugsbehörde auch über die Möglichkeiten und Rechte, die 
erforderlichen Maßnahmen (Sicherstellungen, Durchsuchungen etc.) jederzeit auch zwangsweise 
durchzusetzen. Zudem ist der Zoll in der Fläche für eine solche Aufgabe ausreichend präsent aufgestellt 
und dadurch auch schnell handlungsfähig. 
 
Unstrittig ist, dass der Zoll bei der durch ihn dann zu verantwortenden Durchsetzung der Sanktionen bei 
beweglichen und unbeweglichen Vermögensgegenständen im Wege der Amtshilfe oder Organleihe auch 
durch andere Bundes- und Landesbehörden unterstützt werden muss. Gerade weil die Aufgabe der 
Durchsetzung von Sanktionen keine Dauerlast, sondern eine Ausnahme für die Behörde, ist, erscheint 
eine personelle und sächliche Unterstützung des Zolls auch durch andere geeignete Bundes- und 
Landesbehörden unerlässlich. Wichtig ist aber, dass die klare Verantwortungsstruktur beim Bund 
bestehen bleibt, ggf. auch durch Einrichtung einer Besonderen Aufbauorganisation (BAO) unter Führung 
des Zollkriminalamtes, das gerade in außenwirtschaftsrechtlichen Aufgaben und Sachverhalten sehr 
erfahren und kenntnisreich ist. 
 
Eine im Sanktionsfall ggf. zusätzlich auf Bundesebene einzurichtende Task-Force kann den dann 
zuständigen Zoll bei der Durchführung der Sanktionsdurchsetzungsmaßnahmen durch entsprechende 
Begleitung sowie Informationsbeschaffung und -auswertung nach Maßgabe des Rechts und der 
tatsächlichen Möglichkeiten unterstützen.  
 
Während das BMF mit dem Zoll über eine geeignete Bundesbehörde zur Durchsetzung von Sanktionen 
verfügt, verfügt das BMWK hingegen weder über eine Behörde mit Präsenz in der Fläche noch über eine 
Behörde mit Erfahrungen und Kompetenzen bei der Durchführung und Durchsetzung polizeitypischer 
oder polizeilicher Aufgaben wie das Aufspüren und das Sichern von Vermögen oder die Durchführung 
von Durchsuchungen etc.  
 
 
 
 



 

 

4. 
Die neuen Zuwiderhandlungen in den §§ 18 und 19 im Entwurf zum AWG(neu) sind von Vorteil 
 
Mit diesen Zuwiderhandlungen werden die Handlungsspielräume der Sanktionsadressaten kleiner 
gemacht. Daher werden diese Maßnahmen begrüßt. 
 
5.  
Empfehlung der GdP 
 
Der Bundesminister der Finanzen Christian Lindner hat kürzlich auf der Zolljahrespressekonferenz 
Anfang Mai betont, dass er den Zoll bei der Bekämpfung der Organisierten Kriminalität und der 
Geldwäsche deutlich stärken und modernisieren sowie effektiver und effizienter aufstellen will. Dieses 
richtige und nötige Vorhaben verlangt ohnehin in Bälde, dass zumindest die polizeilichen Teile des Zolls 
hinsichtlich ihrer inneren Aufbau- und Ablauforganisation, ihrer strategischen Ausrichtung, ihrer 
Digitalisierung sowie sonstigen technischen Ausrüstung in Kürze überplant werden müssen.  
 
Die Empfehlung der GdP ist daher, dass in diesem Zusammenhang auch die Stärkung des Zolls für die 
hier zur Debatte stehenden Aufgaben einer effektiven und effizienten Durchsetzung der Sanktionen mit 
in diese strategische Neuausrichtung aufgenommen werden soll.  
 
Die GdP empfiehlt seit langer Zeit, den Zoll in seiner Funktion als Finanzpolizei viel stärker in die übrige 
polizeiliche Sicherheitsarchitektur des Bundes zu integrieren. Der Zoll ist mit seinen Aufgaben im Bereich 
der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung eine bedeutende und unverzichtbare materiell-rechtliche 
Polizeibehörde des Bundes im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen und eben nicht 
nur eine Finanzbehörde zur Erhebung und Verwaltung von Steuern und Zöllen.  
 
Die engagierte und wirksame Schmuggel- und Geldwäschebekämpfung sowie die Bekämpfung von 
Steuer-, Wirtschafts-, Finanz- und Arbeitsmarktkriminalität durch den zuständigen Zoll sind im Kampf 
gegen die Organisierte Kriminalität (OK) unerlässlich. Triebfeder Nummer eins der Organisierten 
Kriminalität ist das große illegale Geldverdienen. Schon deshalb empfiehlt die GdP – zur schlagkräftigen 
Bekämpfung von OK, Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung –, den Zoll als Finanzpolizei zukünftig 
auch mit dem polizeilichen Aufspüren und der Sicherung von kriminellem Vermögen und auch 
sanktioniertem Vermögen sowie Vermögen ungeklärter Herkunft – auch im Verwaltungsverfahren – zu 
beauftragen. Mit dieser gesetzlichen Aufgabenzuweisung in der Dauerlast an den Zoll als 
vollzugspolizeiliche Bundesbehörde im für Sanktionen auch zuständigen Ressort des 
Bundesministeriums der Finanzen wäre auch in den Zeiten eines ausnahmsweise durchzuführenden 
Sanktionsregimes die Aufgabe der Sanktionsdurchsetzung konkret behördlich an erfahrene Kräfte 
zugewiesen und zugleich die Verantwortlichkeit beim Bund unstrittig festgelegt.  
 
Die grundsätzliche Stoßrichtung der im Antrag der CDU/CSU-Fraktion (BT-Drucksache 20/1726) 
aufgeführten Forderungen wird im Hinblick auf die wirksame Durchsetzung von Sanktionen sowie im 
Hinblick auf eine wirksame Bekämpfung von Organisierter Kriminalität, Geldwäsche, Steuer-, Finanz-, 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktkriminalität ausdrücklich begrüßt. Die GdP unterstützt alle politischen 
Bemühungen, die dem Prinzip „Follow the money“ bei Ermittlungen dienlich sind. Gerade eine 
Finanzpolizei, wie sie von der GdP gefordert wird, könnte hier als hybride Behörde (Polizei- und 
Finanzbehörde) im Geschäftsbereich des BMF wesentliche Beiträge im Kampf gegen diese Formen der 
Kriminalität leisten. Ein ausdrücklich gewünschter Nebeneffekt wäre, dass durch Sicherstellungen mit 
späteren Einziehungen auch Einnahmen für öffentliche Haushalte generiert werden würden.  



 

 

Die Errichtung einer Zoll- oder Finanzpolizei dieses Zuschnittes dürfte im politischen Raum nach 
Einschätzung der GdP aufgrund der bestehenden Beschlusslagen der Parteien SPD, Grüne, FDP und 
CDU/CSU kaum strittig sein.  

SPD: Beschluss des Parteivorstands vom 21.06.2021 „Freiheit und Sicherheit“  
„Erscheinungsformen, die unsere Sicherheit in besonderem Maße bedrohen, nehmen wir auch 
besonders ins Visier. Die Organisierte Kriminalität ist ein gravierendes und facettenreiches 
Kriminalitätsphänomen. Die sogenannte ‚Clankriminalität‘ sorgt mitunter für Verunsicherung im 
öffentlichen Raum und nimmt für sich in Anspruch, nach eigenen Gesetzen zu leben. Dies lassen wir 
nicht zu. Die Geschäfte von Organisierter Kriminalität werden wir genauestens kontrollieren und 
Geldwäsche vereiteln. Notwendig sind ausdauernde und flächenübergreifende Strukturermittlungen der 
Länderpolizeien, der Bundespolizei und des Zolls zusammen mit BKA und Europol. Mittelfristig wollen 
wir den Zoll zu einer Bundesfinanzpolizei weiterentwickeln, die insbesondere gegen illegale 
Beschäftigung/Schwarzarbeit, organisierte Kriminalität und Geldwäsche, u.a. durch 
Vermögensabschöpfung, wirkungsvoll einschreitet.“ 

SPD: Beschluss des Parteitags vom 25.06.2017 „Es ist Zeit für mehr Gerechtigkeit“ 
Auch der Zoll leistet wertvolle Arbeit bei der Bekämpfung von Kriminalität. Das gilt für die erfolgreichen 
Ermittlungen von kriminellem Waffenhandel genauso wie für die Bereiche Finanz- und Steuerbetrug und 
die Mindestlohnkontrolle. Der Zoll muss – besonders im Interesse des Handwerks – in die Lage versetzt 
werden, noch besser als bisher gegen Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung vorzugehen. Deshalb 
werden wir den Zoll stärken und zu einer effektiven Finanzpolizei des Bundes weiterentwickeln. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Bundestagswahlprogramm 2021 Deutschland. Alles ist drin. 
„Wir brauchen eine Finanzaufsicht mit Zähnen, die Missstände aufzeigt, statt sie zu ermöglichen. Bei 
Wirecard hat auch die deutsche Finanzaufsicht (BaFin), wie so häufig zuvor kläglich versagt. Als 
Aufseherin verbot die BaFin Leerverkäufe gegen Wirecard und zeigte Journalist*innen an, die 
Unregelmäßigkeiten aufdeckten. Das kam einem Persilschein für Wirecard gleich. Anleger*innen haben 
im Ergebnis nicht nur ihr Geld, sondern zugleich auch das Vertrauen in den Finanzplatz Deutschland und 
seine Aufsicht verloren. Für ehrliche Unternehmen wird die Finanzierung so künftig schwieriger und 
teurer. Kultur und Selbstverständnis der BaFin müssen sich deshalb komplett ändern. Es braucht eine 
Fehlerkultur innerhalb der Aufsicht und eine Kultur der Skepsis und des Hinterfragens. Wir wollen eine 
Finanzpolizei mit umfassenden Prüfungsrechten schaffen, die Informationen mit allen zuständigen 
Behörden im In- und Ausland austauscht. Dem Zoll als Bundesbehörde kommen wichtige Aufgaben im 
Bereich der Bekämpfung der Finanzkriminalität, Steuerhinterziehung und Geldwäsche zu. Momentan ist 
er personell und organisatorisch nicht in der Lage, diese Funktion zu erfüllen. Wir werden ihn besser und 
mit den notwendigen rechtsstaatlich abgesicherten Befugnissen ausstatten, damit er künftig schwere 
Finanzkriminalität effektiv bekämpfen kann.“ 

FDP: Antrag/Beschluss 62. Ord. Bundesparteitag, 13.-15.05.2011,  
Antrag 35; „überwiesen an den Bundesvorstand“: 
„Die Finanzverwaltung muss nach Art. 87 Abs. 1 und Art. 108 Abs. 1 des Grundgesetzes als 
bundeseigene Verwaltung, an deren Spitze gem. Art. 108 GG der Bundesfinanzminister zu stehen hat, 
geführt werden. Der Zoll als Teil der Bundesfinanzverwaltung nimmt jedoch in Form des 
Zollfahndungsdienstes und des Zollkriminalamts als „Finanzpolizei“ auch die Annexkompetenz der 
Strafverfolgung und Gefahrenabwehr im Bereich der Zuständigkeiten der Finanzverwaltung wahr, 
soweit ihr diese Aufgabe durch Gesetz übertragen wurde. Die Aufgaben und Befugnisse dieser 
Sonderpolizei des Bundes im Bereich der Fiskalkriminalität überschneiden sich dabei zum Teil mit denen 
der Polizeien der Länder sowie der anderen Sonderpolizeien des Bundes BKA und Bundespolizei. Da es 



 

 

sich bei den Aufgaben des Zollfahndungsdienstes und des Zollkriminalamts weniger um fiskalische 
Zuständigkeiten handelt, denn um einen Beitrag zur Inneren Sicherheit im Bereich der Bekämpfung von 
Verbrechen, sollten sie dem Bundesministerium des Innern unterstellt werden. Dies gilt umso mehr, als 
beim Zollkriminalamt und beim Zollfahndungsdienst umfassende Expertise im Hinblick auf die Sicherheit 
an Flughäfen und EU-Grenzen vorhanden ist. Personelle Ressourcen werden nicht sinnvoll und effektiv 
eingesetzt, wenn z.B. zur Kriminalitätsbekämpfung an den Grenzen neben der Landespolizei und der 
Bundespolizei auch der Zoll tätig wird.“ 

Beschluss der Fraktion der CDU/CSU vom 10.05.2022 für einen Antrag: 
„Schnelle und durchgreifende Reaktionen des Rechtsstaates auf den Angriffskrieg Russlands 
ermöglichen“. 
 
Zitat aus der Begründung des Antrages: 
Dafür dürfte die Schaffung einer Ermittlungsbehörde notwendig sein, die für die Aufspürung und die 
Beschlagnahme von Vermögen verdächtiger Herkunft zuständig und entsprechend ermächtigt wird. Eine 
deutsche Bundesfinanzpolizei könnte die gezielte Suche nach inkriminiertem und sanktioniertem 
Vermögen aufnehmen und dabei auch - wie die italienische Finanzpolizei - die Geldwäsche, den 
Schmuggel sowie Finanz- und Steuerkriminalität und auch die Arbeitsmarktkriminalität bekämpfen. Die 
neue Finanzpolizei könnte sich dabei eng mit den weiteren betroffenen Behörden des Bundes und der 
Länder austauschen. Um diesen Austausch so effektiv wie möglich zu gestalten und gegebenenfalls auf 
kurzfristige Entwicklungen reagieren zu können, könnte ein „Gemeinsames Bund-Länder-Zentrum 
Sanktionen-Durchsetzung“ gegründet werden. 
 
 
Zusatz zur Stellungnahme: 
 
Die GdP hat im Hinblick auf die Forderung nach einer besseren Bekämpfung von Organisierter 
Kriminalität und Geldwäsche sowie anderer schwerer Straftaten zur illegalen Gewinnerzielung einen 
Gesetzentwurf zur Neufassung des Zollfahndungsdienstgesetzes vorgelegt, der im § 3 Abs. 1 Nr. 5 diese 
konkrete Aufgabe der präventiven Finanzermittlung – auch bei sanktioniertem Vermögen – und in den 
§§ 50 ff. die Sicherstellungsvoraussetzungen normiert. Hierzu verweisen wir auch auf die Begründung zu 
dem GdP-Gesetzentwurf und auf unsere Homepage www.zoll-2022.de. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Frank Buckenhofer 

Vorsitzender 

http://www.zoll-2022.de/

